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Ausländer in Demokratie und Rechtsstaat
Die Ausschaffungsinitiative als Testfall
Im Umgang mit Ausländern hat
sich der demokratische Rechts-
staat in besonderer Weise zu
bewähren. Die Ausschaffungs-
initiative weist insofern schwere
Mängel auf, ein Gegenvorschlag
ist grundsätzlich zu begrüssen.
Daniel Thürer
Man verstehe mich nicht falsch: Ich bin
ein überzeugter Anhänger der direkten
Demokratie. Dabei sind freilich ein-
zelne Verfahren, wie zum Beispiel die
Prüfung der Zulässigkeit von Volks-
initiativen, revisionsbedürftig. Wir müs-
sen allerdings das einmalige, vielfältige
Instrumentarium der schweizerischen
Demokratie gegen aussen besser ver-
ständlich machen. Insbesondere sollen
die konstruktiven langfristigen Auswir-
kungen eines punktuellen Volksent-
scheides auf klärende Prozesse des Dia-
logs und der Veränderung in der Gesell-
schaft besser sichtbar gemacht werden.
Die Volksinitiative « für die Aus-
schaffung krimineller Ausländer», die in
dieser Woche vom Ständerat behandelt
wird, ist gewiss alles andere als ein
Glanzstück der direkten Demokratie.
Ich denke etwa an die Art der Inszenie-
rung des Volksbegehrens in der Öffent-
lichkeit mit ihrer fremdenfeindlichen
Begleitmusik. Solche Töne der Propa-
gierung zeugen nicht von demokrati-
scher Kultur, die von Sachlichkeit und
Toleranz geprägt sein sollte.
Der Text der Initiative ist, auch an
den Intentionen der Urheber gemessen,
unsorgfältig redigiert. Schliesslich ist es
in einem Staat mit einer so eindrück-
lichen liberalen Tradition nicht akzepta-
bel, dass die einzigen Bestimmungen in
der Verfassung, die sich mit der Rege-
lung der Rechtsstellung von Ausländern
befassen, diese als potenzielle Krimi-
nelle erscheinen lassen. Dabei haben
viele von uns vielen Ausländern so viel
zu verdanken.
Zu Recht hat es die Staatspolitische
Kommission des Ständerates unternom-
men, einen direkten Gegenvorschlag
zur Ausschaffungsinitiative auszuarbei-
ten. Dabei ist es gelungen, einige zen-
trale Mängel des Initiativtextes anzu-
gehen, wobei auch die Spuren von Kom-
promissen mit jenem Text deutlich
sichtbar sind. So ist es, aus dem Gesamt-
zusammenhang der Verfassung und des
schweizerischen Ausländerrechts be-
trachtet, erfreulich, dass die ständerät-
liche Kommission auch die Frage der
Integration der Ausländer aufgegriffen
hat. Diese soll freilich nicht nach dem
Motto erfolgen: « Kommt zu uns, ihr
Ausländer, und werdet wie wir!» Statt
« Assimilation» fordert eine offene,
wachstumsfähige, selbstbewusste Ge-
sellschaft « Integration» in unser politi-
sches Wertesystem. « Seid willkom-
men», sollte es heissen, und: « Bleibt
eurer Identität treu, aber wir erwarten,
dass ihr euch in die Werteordnung des
Gastlandes loyal einfügt.»
Zu Recht weist die Staatspolitische
Kommission des Ständerates darauf hin,
dass sich die Revision der Verfassung an
den Rahmen der Grundrechte und
Grundprinzipien zu halten hat, den das
Völkerrecht setzt. Insbesondere ist das
Verbot des « Refoulement» einzuhalten,
das zum zwingenden Völkerrecht gehört
und unumstösslich verbietet, eine Per-
son in ein Land auszuweisen, in dem ihr
Folter oder andere schwere Gefahren
für Leib, Leben und Freiheit drohen.
Dem Verbot des Refoulement könnte
zwar zur Not noch im Wegweisungsver-
fahren Nachachtung verschafft werden.
Es wäre aber würdiger, wenn bereits das
Parlament durch entsprechende politi-
sche Erklärungen oder allenfalls die Er-
klärung der Teilungültigkeit signalisie-
ren würde, dass zwingendes Völkerrecht
in keinem Fall tangiert werden darf.
Auch dürfen die grundlegenden Ver-
träge, welche die Schweiz mit der Euro-
päischen Union abgeschlossen hat (vor
allem das Abkommen über die Perso-
nenfreizügigkeit), nicht zur Disposition
stehen. Die Schweiz kann und soll es
sich nicht leisten, sich – zum ersten Mal
in ihrer Geschichte – mit all ihren Nach-
barstaaten anzulegen. Die Behandlung
der Ausschaffungsinitiative könnte sich
allgemein als Testboden dafür erweisen,
wie der schweizerische Verfassungs-
geber mit dem Völkerrecht umgeht.
Ich war immer der Meinung, dass
sich die Qualität eines Rechtsstaates da-
nach bemisst, wie er seine schwächsten
Glieder behandelt. Nicht zum privile-
gierten « Klub» der Inländer gehören
die Ausländer. Dies zumindest insofern,
als sie keine politischen Rechte (oder
nur sehr eingeschränkte) besitzen. Sie
bedürfen grundsätzlich des besonderen
Schutzes der Verfassung. Dem steht
allerdings nicht entgegen, dass sie die-
sen Schutz verlieren, wenn sie in grober
Weise gegen die Rechtsordnung des
Gaststaates verstossen. Auch auf dem
Wege der Repression muss sich der
Rechtsstaat durchsetzen, dies aber frei-
lich – wie von der Staatspolitischen
Kommission des Ständerates angestrebt
– ohne Willkür sowie auf verhältnismäs-
sige und völkerrechtskonforme Weise.
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